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      Abfindungen bei Kündigung während der Elternzeit  
 

In einem vom Europäischen Gerichtshof (EuGH) entschiedenen Fall war eine belgische Arbeitneh-
merin bis kurz vor der Geburt ihres Kindes in Vollzeit beschäftigt. Während des Elternurlaubs arbei-
tete sie auf Halbtagsbasis. Während dieser Zeit wurde ihr gekündigt. Sie erhielt eine Entlassungs-
entschädigung in Höhe von 10 Monatsgehältern. Diese wurden auf der Grundlage ihres damaligen, 
wegen der Reduzierung ihrer Arbeitsleistungen um 50 % niedrigeren Gehalts, berechnet. Die Rich-
ter des EuGH hatte zu entscheiden, ob die Berechnung der Entschädigung auf dieser Grundlage 
rechtens war. 
 
Sie stellten fest, dass die Rechte, die der Arbeitnehmer zu Beginn des Elternurlaubs erworben hatte 
oder dabei war zu erwerben, bis zum Ende des Elternurlaubs bestehen bleiben. So musste in dem 
o. g. Fall die Berechnung der Entlassungssumme auf Grundlage einer Vollzeitbeschäftigung erfol-
gen. Nach deutschem Recht besteht während der Elternzeit Kündigungsschutz. 
 
Nach einem Urteil des Bundesverwaltungsgericht vom 30.9.2009 entfällt dieser jedoch bei einer 
dauerhaften Stilllegung des Betriebes. 
 

      Betriebsübergang - Haftung des Betriebserwerbers  
 

Grundsätzlich schließen Betriebsstilllegung und Betriebsübergang einander aus. Unter Betriebsstill-
legung ist die Auflösung der zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer bestehenden Betriebs- und 
Produktionsgemeinschaft zu verstehen. Abgeschlossen ist die Stilllegung, wenn die Arbeitsverhält-
nisse der Arbeitnehmer beendet sind. Kommt es nach der faktischen Einstellung des Betriebs und 
vor Ablauf der Kündigungsfristen zu einem Betriebsübergang, tritt der Betriebserwerber in die Rech-
te und Pflichten aus den noch bestehenden Arbeitsverhältnissen ein. Dies gilt auch bei einem Be-
triebsübergang in der Insolvenz. 
 
In einem Fall aus der Praxis wurde am 29.7.2005 über das Vermögen des Metzger B das Insolvenz-
verfahren eröffnet. Die Arbeitsverhältnisse endeten aufgrund betriebsbedingter Kündigungen zum 
31.10.2005 bzw. zum 30.11.2005. Am 1.9.2005 eröffnete Metzger H in den Räumlichkeiten von 
Metzgerei B eine Metzgerei mit Partyservice. Die gekündigten Arbeitnehmer bezogen bis zum Ab-
lauf der Kündigungsfrist Arbeitslosengeld. Für die Zeit vom 29.7.2005 bis zum Ablauf der jeweiligen 
Kündigungsfristen begehrt die Bundesagentur für Arbeit diese Zahlungen vom Metzger H aus über-
gegangenem Recht zurück. 
 
Das Bundesarbeitsgericht gelangt mit Urteil vom 22.10.2009 zu dem Entschluss, dass hier ein Be-
triebsübergang vorlag und somit der Betrieberwerber in die Rechte und Pflichten der zum 1.9.2005 
noch bestehenden Arbeitsverhältnisse eintrat, also die Arbeitslosengeldzahlungen an die Bundes-
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agentur für Arbeit zurückzahlen muss. 

 

 

      Verbraucherbegriff bei natürlichen Personen, die auch selbstständig freiberuf-
lich tätig sind  

 

Der Bundesgerichtshof (BGH) hat mit Urteil vom 30.9.2009 entschieden, unter welchen Vorausset-
zungen eine natürliche Person, die nicht nur als Verbraucher, sondern auch als selbstständiger 
Freiberufler am Rechtsverkehr teilnimmt, "als Verbraucher" im Sinne des Bürgerlichen Gesetzbu-
ches anzusehen ist. 
 
In einem Fall aus der Praxis bestellte eine Rechtsanwältin über einen Internetanbieter unter ande-
rem drei Lampen zu einem Gesamtpreis von 766 €. Sie gab dabei als Liefer- und Rechnungsadres-
se ihren Namen (ohne Berufsbezeichnung) und die Anschrift der "Kanzlei Dr. B." an, bei der sie tätig 
war. Ca. sechs Wochen später erklärte sie den Widerruf ihrer Vertragserklärung mit der Begrün-
dung, dass die Lampen für ihre Privatwohnung bestimmt gewesen seien und ihr deshalb ein Wider-
rufsrecht nach den Vorschriften über Fernabsatzgeschäfte zustehe, über das sie vom Internetanbie-
ter nicht ordnungsgemäß belehrt worden ist. 
 
Die Richter des BGH kamen zu dem Entschluss, dass eine natürliche Person, die - wie die Anwältin 
- sowohl als Verbraucher als auch in ihrer freiberuflichen Tätigkeit als Unternehmer am Rechtsver-
kehr teilnimmt, im konkreten rechtsgeschäftlichen Handeln lediglich dann nicht als Verbraucher an-
zusehen ist, wenn dieses Handeln eindeutig und zweifelsfrei ihrer gewerblichen oder selbstständi-
gen beruflichen Tätigkeit zugeordnet werden kann. Dies ist zum einen dann der Fall, wenn das 
Rechtsgeschäft objektiv in Ausübung der gewerblichen oder selbstständigen beruflichen Tätigkeit 
abgeschlossen wird. Darüber hinaus ist rechtsgeschäftliches Handeln nur dann der unternehmeri-
schen Tätigkeit der natürlichen Person zuzuordnen, wenn sie dies ihrem Vertragspartner durch ihr 
Verhalten zweifelsfrei zu erkennen gegeben hat. 
 
Nach diesen Kriterien war die Anwältin im entschiedenen Fall bei der Bestellung der Lampen als 
Verbraucherin tätig geworden. Nach den vor Gericht getroffenen Feststellungen hatte sie die Lam-
pen für ihre Privatwohnung gekauft. Konkrete Umstände, aus denen der Verkäufer hätte schließen 
können, dass der Lampenkauf der freiberuflichen Sphäre der Käuferin zuzurechnen sei, lagen nicht 
vor. Insbesondere konnte der Verkäufer aus der Angabe der Kanzleianschrift als Liefer- und Rech-
nungsadresse nichts Eindeutiges für ein Handeln zu freiberuflichen Zwecken herleiten, da hieraus 
nicht deutlich wurde, dass die Kundin in der Kanzlei als Rechtsanwältin - und nicht etwa als Kanzlei-
angestellte - tätig war. 

 

 

      Rückzahlung von Ausbildungskosten  
 

Voraussetzung für die wirksame Vereinbarung einer Rückzahlungsklausel ist, dass die Ausbildung 
von geldwertem Vorteil für den Arbeitnehmer ist und dieser nicht unangemessen lange an das Ar-
beitsverhältnis gebunden wird. Ist eine zu lange Bindungsdauer vereinbart, führt d ies grund-
sätzlich zur Unwirksamkeit der Rückzahlungsklausel insgesamt.  Ein Rückzahlungsanspruch 
besteht in einem solchen Fall nicht. 
 
Ist der Arbeitgeber zur Fortzahlung des Arbeitsentgelts während der Schulungsmaßnahme verpflich-
tet, verweigert er aber die Zahlung trotz eindeutiger Rechtslage und kommt daraufhin eine Vereinba-
rung zustande, nach der der Arbeitgeber die Teilnahme an der Maßnahme zu vergüten und der Ar-
beitnehmer unter bestimmten Umständen die Kosten zu erstatten hat, so ist diese Vereinbarung an 
den allgemeinen Grundsätzen zu messen. 
 
In einem Fall aus der Praxis nahm eine Arbeitnehmerin in der Zeit von Oktober 2004 bis Januar 
2005 an zwei dreitägigen und an einer zweitägigen Fortbildungsveranstaltung teil. Der Arbeitgeber 
übernahm die Kosten, zahlte für die Zeit der Teilnahme an den Fortbildungen aber kein Arbeitsent-
gelt. Die Arbeitnehmerin äußerte den Wunsch, die Fortbildungszeit als Arbeitszeit vergütet zu be-
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kommen. Der Arbeitgeber erklärte sich hiermit unter der Voraussetzung des Abschlusses einer 
Rückzahlungsvereinbarung einverstanden. Diese formularmäßige Vereinbarung sah vor, dass die 
Arbeitnehmerin die Fortbildungskosten 

• bei einem Ausscheiden innerhalb eines Jahres nach Ausbildungsende in voller Höhe 

• und bei einem Ausscheiden innerhalb des zweiten Jahres anteilig, gemindert um 1/12 für je-
den Monat, den sie über ein Jahr hinaus im Betrieb des Arbeitgebers verblieben wäre, zu-
rückzahlen muss. 

Das Arbeitsverhältnis wurde von der Arbeitnehmerin zum 31.1.2006 gekündigt. Daraufhin behielt der 
Arbeitgeber von dem letzten Gehalt rund 1.200 € ein. 
 
Die Richter des Bundesarbeitsgerichts kamen hier zu dem Entschluss, dass die o. g. Rückzahlungs-
vereinbarung unwirksam ist und der Arbeitgeber zu einer Gehaltskürzung nicht berechtigt war. 
 

      Ungleichbehandlung von Ehe und eingetragener Lebenspartnerschaft im Be-
reich der betrieblichen Hinterbliebenenrente verfassungswidrig  

 

Die Ungleichbehandlung von Ehe und eingetragener Lebenspartnerschaft im Bereich der betriebli-
chen Hinterbliebenenversorgung für die Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes nach der Satzung 
der Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder (VBL) war Gegenstand einer Klage vor dem 
Bundesverfassungsgericht (BVerfG). 
 
Anders als bei der gesetzlichen Rentenversicherung gibt es im Rahmen der Zusatzversorgung der 
VBL keine Hinterbliebenenrente für "eingetragene Lebenspartner". 
 
In seinem Beschluss vom 7.7.2009 stellt das BVerfG fest, dass der allgemeine Gleichheitssatz im 
Grundgesetz (GG) es gebietet, alle Menschen vor dem Gesetz gleich zu behandeln. Verboten ist 
auch ein gleichheitswidriger Begünstigungsausschluss, bei dem eine Begünstigung einem Perso-
nenkreis gewährt, einem anderen Personenkreis aber vorenthalten wird. Die Satzung der VBL ist 
ungeachtet ihrer privatrechtlichen Natur unmittelbar an diesem Gleichheitsgebot zu messen. 
 
Die Regelung zur Hinterbliebenenrente in der Satzung der VBL regelt, dass ein verheirateter Versi-
cherter eine Anwartschaft darauf hat, dass im Falle seines Versterbens sein Ehegatte eine Hinter-
bliebenenversorgung erhält. Ein Versicherter, der eine eingetragene Lebenspartnerschaft begründet 
hat, erlangt eine solche Anwartschaft für seinen Lebenspartner nicht. 
 
Diese Ungleichbehandlung von Ehe und eingetragener Lebenspartnerschaft ist verfassungsrechtlich 
nicht gerechtfertigt. Es sind keine einfachrechtlichen oder tatsächlichen Unterschiede erkennbar, die 
es rechtfertigen, eingetragene Lebenspartner in Bezug auf die Hinterbliebenenversorgung der VBL 
schlechter zu behandeln als Ehegatten. 
 
Verstoßen Allgemeine Versicherungsbedingungen - wie hier die Satzung der VBL - gegen den 
Gleichheitsgrundsatz des GG, so führt dies zur Unwirksamkeit der betroffenen Klauseln. 
 

      
Arbeitgeber ab 1.1.2010 zur elektronischen Übermittlung von Entgeltabrech-

nungen verpflichtet  
 

Durch das ELENA-Verfahrensgesetz müssen alle Arbeitgeber ab dem 1.1.2010 für jeden Beschäf-
tigten monatlich mit der Entgeltabrechnung eine Meldung an die Zentrale Speicherstelle der Sozial-
versicherungsträger abgeben. Dies gilt auch für Monate, in denen Entgelt nicht gezahlt wird, das 
Arbeits- oder Dienstverhältnis aber weiter besteht. 
 
Der Arbeitgeber hat den Beschäftigten auf der Entgeltbescheinigung darauf hinzuweisen, dass Da-
ten an die Zentrale Speicherstelle (ZSS) übermittelt wurden und dass sein Auskunftsrecht gegen-
über der ZSS besteht. In welcher Form dies geschieht, bleibt dem Arbeitgeber überlassen. 
 
Folgender Text erfüllt die gesetzlichen Mindestanforderungen: "Wir sind seit 1.1.2010 gesetzlich 
verpflichtet, monatlich die in Ihrer Entgeltabrechnung enthaltenen Daten im Rahmen des Verfahrens 
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ELENA an die Zentrale Speicherstelle zu übermitteln. ELENA regelt, wie Bürger ihre Beschäfti-
gungszeiten und Arbeitsentgelte nachweisen, wenn sie Sozialleistungen beantragen." 

 

      Pflicht zur Angabe innergemeinschaftlicher sonstiger Leistungen in der Zu-
sammenfassenden Meldung ab dem 1.1.2010  

 

Ab dem 1.1.2010 sind Unternehmer verpflichtet, in ihrer Zusammenfassenden Meldung (ZM) auch 
die im übrigen Gemeinschaftsgebiet ausgeführten umsatzsteuerpflichtigen sonstigen Leistungen, für 
die der in einem anderen Mitgliedstaat ansässige Leistungsempfänger die Steuer dort schuldet, 
anzugeben. 
 
In der ab dem 1.1.2010 geltenden Fassung des Umsatzsteuergesetzes sind für innergemeinschaftli-
che Warenlieferungen, innergemeinschaftliche sonstige Leistungen und innergemeinschaftliche 
Dreiecksgeschäfte gesonderte Angaben in der ZM zu machen. 
 
Ist ein Unternehmer seiner Pflicht zur Abgabe der ZM trotz der vorhergehenden Erinnerung und 
Androhung eines Zwangsgeldes nicht nachgekommen, so kann vom Bundeszentralamt für Steuern 
ein Zwangsgeld festgesetzt werden, um den Unternehmer zur Einhaltung seiner Mitwirkungspflicht 
zu zwingen. 
 

      Überlegungen und Handlungsbedarf zum Jahreswechsel 2009/2010 
 

 

In dieser Rubrik fassen wir für Sie zum Jahresende allgemeine und wichtige Informationen kurz zu-
sammen, über die Sie einmal nachdenken und mit uns sprechen sollten. 

• Die Planungen der neuen Bundesregierung im Bereich der Steuern: Der Koalitionsver-
trag der neuen Regierungsparteien enthält auch einige Aussagen über neu geplante steuer-
liche Regelungen, die hier allerdings nur kurz angedeutet werden können, weil konkrete Be-
schlüsse dazu noch fehlen. 
 
In einem ersten Schritt soll zum 1.1.2010 der Kinderfreibetrag  auf voraussichtliche 7.008 € 
und das Kindergeld  um 20 € pro Kind erhöht werden. Bei der Erbschaftsteuer  will die 
neue Bundesregierung die Steuersätze für Geschwister und Geschwisterkinder reduzieren. 
Die Zeiträume, innerhalb derer ein Unternehmen von den Erben weitergeführt werden muss, 
um die Steuervorteile für Betriebsvermögen zu erhalten, sollen ebenfalls reduziert werden. 
Das Gleiche gilt für die Lohnsummenregelung. 
 
Zu den einzelnen geplanten Neuregelungen werden wir Sie bei Vorliegen konkreter verläss-
licher Festlegungen im Detail informieren. 

• Steuerliche Berücksichtigung von Kranken- und Pfleg eversicherung: Durch die Neure-
gelungen des Bürgerentlastungsgesetzes werden ab dem 1.1.2010 Beiträge zur Kranken- 
und Pflegeversicherung besser steuerlich berücksichtigt. Außerdem können ggf. - innerhalb 
der aufgestockten Höchstbeträge - weiterhin Aufwendungen für sonstige Vorsorgeaufwen-
dungen geltend gemacht werden; das betrifft zum Beispiel Prämien für Haftpflicht- oder Un-
fallversicherungen. 
 
Die Abzugsvolumina steigen um 400 €, also auf 2.800 € (Selbstständige) bzw. 1.900 € (Ar-
beitnehmer). Darüber hinaus wird sichergestellt, dass die für eine Basiskranken- und Pfle-
geversicherung gezahlten Beiträge voll abziehbar sind. Liegt der Steuerzahler mit seinen 
Vorsorgeaufwendungen unter den neuen Grenzen, kann er diese steuerlich voll ansetzen. 
Wendet er für seine Basiskranken- und Pflegeversicherung allerdings mehr auf als 2.800 € 
bzw. 1.900€, kann er nur seine tatsächlichen Ausgaben für die Basiskranken- und Pflege-
versicherung ansetzen. 

• Betriebliche Gesundheitsförderung nutzen: Mit dem Jahressteuergesetz 2009 wurde ei-
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ne Neuregelung in das Einkommensteuergesetz eingeführt, bei der Leistungen bzw. Zu-
schüsse des Arbeitgebers zur betrieblichen Gesundheitsförderung unter weiteren Voraus-
setzungen jährlich bis 500 € je Arbeitnehmer steuer- und sozialversicherungsfrei bleiben. 
Voraussetzung ist, dass sie zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn gezahlt wer-
den. Des Weiteren darf es sich nicht um eine Lohnumwandlung oder eine Anrechnung auf 
den vereinbarten Arbeitslohn handeln. 
 
Unter die Steuerbefreiung fallen insbesondere die Leistungen zur Verbesserung des all-
gemeinen Gesundheitszustandes  (z. B. bei Bewegungsmangel, Übergewicht, stressbe-
dingter Gesundheitsrisiken oder Sucht, wie Reduzierung von Nikotin- oder Alkoholkonsum) 
und die betriebliche Gesundheitsförderung (z. B. von arbeitsbedingten körperlichen Be-
lastungen des Bewegungsapparats, von psychosozialer Belastung, Stress). 
 
Unter die steuerbefreiten Leistungen des Arbeitgebers fallen auch Barleistungen (Zuschüs-
se) des Arbeitgebers an seine Arbeitnehmer, die diese für extern durchgeführte Maßnah-
men aufwenden. Dies gilt auch, wenn durch den Arbeitgeber ein Zuschuss für Maßnahmen 
gewährt wird, die Fitnessstudios oder Sportvereine anbieten und die den fachlichen Anfor-
derungen des Leitfadens Prävention der Krankenkassen gerecht werden. Die Übernahme 
bzw. Bezuschussung von Mitgliedsbeiträgen an Sportv ereine und Fitnessstudios ist 
nicht steuerbefreit.  

• Neues "Faktor-Verfahren" beim Lohnsteuerabzug für E hegatten: Ab dem Kalenderjahr 
2010 können Ehegatten, die beide unbeschränkt steuerpflichtig und Arbeitnehmer sind, für 
den Lohnsteuerabzug das neue "Faktor-Verfahren" wählen. Statt der Kombination der Steu-
erklassen III und V oder der Steuerklassen IV und IV können sie dann auch die Kombination 
aus IV und IV mit Faktor wählen. 
 
Dadurch wird erreicht, dass bei jedem der Ehegatten bereits beim Lohnsteuerabzug die 
steuerentlastenden Vorschriften bei der eigenen Lohnsteuer berücksichtigt werden. Außer-
dem können hohe Nachzahlungen vermieden werden, die bei der Kombination III/V auftre-
ten können. 
 
Die Eintragung des Faktors in die Lohnsteuerkarte kann beim zuständigen Finanzamt bean-
tragt werden. Die bekannten Kombinationen der Steuerklassen III und V sowie IV und IV 
ohne Faktor sind weiterhin möglich. Welche Auswirkungen das neue Faktorverfahren für Sie 
hat, können wir für Sie gerne prüfen! 

• Steuervorteil bei Aufwendungen für Handwerkerleistu ngen ab 1.1.2009 verdoppelt: 
Seit dem 1.1.2009 sind Aufwendungen für Handwerksleistungen (Renovierungs-, Erhal-
tungs- und Modernisierungsmaßnahmen) besser von der Steuer absetzbar. Der bisherige 
Steuerbonus von bis zu 600 € pro Jahr wurde auf 1.200 € verdoppelt. Das heißt von 6.000 € 
Arbeitskosten können 20%, also 1.200 €, direkt von der Steuer abgezogen werden. 
 
Beispiel: Ein Steuerpflichtiger lässt sein Badezimmer renovieren. Die Rechnung des Hand-
werkers beträgt 15.000 € zuzüglich Mehrwertsteuer. Davon belaufen sich die Materialkosten 
auf 7.500 € und die Arbeitskosten auf 7.500 €. Der Steuerpflichtige kann 20 % von (7.500 € 
+ 1.425 € MwSt.=) 8.925 €, also 1.785 €, höchstens jedoch 1.200 € in der Steuererklärung 
mit der festgesetzten Einkommensteuer verrechnen. In diesem Fall könnte aber - falls mög-
lich - eine Aufteilung der Aufwendungen in das Folgejahr von Vorteil sein. 
 
Anmerkung: Die Regelung zur höheren Förderung der Handwerkerleistung soll zwei Jahre 
nach Inkrafttreten derselben erneut geprüft werden. Wer nicht an eine Weitergeltung der er-
höhten Absetzbarkeit von Handwerkerleistungen nach diesen zwei Jahren glaubt, sollte sei-
ne Renovierungs-, Erhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen innerhalb dieser Zeit 
durchführen, sofern nötig und möglich. Die Steuerermäßigung setzt zwingend den Nachweis 
der Aufwendungen durch eine Rechnung und die Zahlung auf das Konto des Erbringers der 
haushaltsnahen Dienstleistung durch Beleg des Bankinstituts voraus. Barzahlungen wer-
den nicht anerkannt!  

• Bessere Förderung haushaltsnaher Dienstleistungen s eit dem 1.1.2009: Die Förderung 
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für haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse oder Dienstleistungen wie Kinderbetreuung 
oder Pflegeleistungen wurden ab 1.1.2009 auf einheitlich 20 % der Aufwendungen, höchs-
tens jedoch 4.000€ pro Jahr ausgeweitet. Diese Förderung gilt auch für haushaltsnahe Be-
schäftigungsverhältnisse. 

• Degressive Abschreibung: Für bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens wurde 
die degressive Abschreibung in Höhe von (höchstens) 25 % eingeführt. Sie kann für Wirt-
schaftsgüter in Anspruch genommen werden, die ab dem 1.1.2009 angeschafft oder herge-
stellt werden und ist auf zwei Jahre befristet. Für Wirtschaftsgüter, die nach dem 31.12.2010 
angeschafft werden, kann - nach derzeitiger Gesetzeslage - nur noch die lineare Abschrei-
bung beansprucht werden. 

• Investitionsabzugsbetrag: Steuerpflichtige können für neue oder gebrauchte bewegliche 
Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, die sie anschaffen oder herstellen wollen - unter 
weiteren Voraussetzungen wie z.B. der betrieblichen Nutzung zu mindestens 90% -, bis zu 
40 % der voraussichtlichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten außerbilanziell gewinn-
mindernd abziehen. Der Abzugsbetrag darf im Jahr der Inanspruchnahme und den drei Vor-
jahren 200.000 € je Betrieb nicht übersteigen. Er kann von bilanzierenden Gewerbetreiben-
den bzw. Steuerpflichtigen mit Einkünften aus selbstständiger Arbeit mit einem Betriebsver-
mögen von 235.000 € (für die Jahre 2009/2010 = 335.000 €) und land- und forstwirtschaftli-
chen Betrieben mit einem Wirtschaftswert/Ersatzwirtschaftswert von 125.000 € (für die Jah-
re 2009/2010 = 175.000 €) in Anspruch genommen werden. 
 
Bei einer Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 wird die Vergünstigung nur noch bei einem Ge-
winn bis 100.000 € (für die Jahre 2009/2010 = 200.000 €) berücksichtigt. Die Grenze gilt 
auch für die Gemeinschaften, in denen sich mehrere Freiberufler zusammengeschlossen 
haben. 
 
Unterbleibt die geplante Investition oder ist die beabsichtigte Anschaffung/Herstellung und 
die später tatsächlich durchgeführte Investition nicht gleichartig, ist die Berücksichtigung des 
Investitionsabzugsbetrages in dem Wirtschaftsjahr rückgängig zu machen, in dem der Ab-
zug erfolgt ist. Dafür werden bestandskräftige Bescheide korrigiert und es entstehen Zins-
aufwendungen. 

• Sonderabschreibung:  Kleine und mittlere Betriebe können - unter weiteren Voraussetzun-
gen - im Jahr der Anschaffung oder Herstellung und in den 4 folgenden Jahren neben den 
normalen Abschreibungen Sonderabschreibungen bis zu insgesamt 20 % der Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten in Anspruch nehmen. Sie sind für alle Wirtschaftsgüter - 
auch solche, die gebraucht gekauft wurden und zu mindestens 90 % betrieblich genutzt 
werden - zulässig. 
 
Der Vorteil: Werden bewegliche Wirtschaftsgüter wie zum Beispiel Maschinen angeschafft, 
können insgesamt neben der degressiven Abschreibung in Höhe von bis zu 25 % im Jahr 
der Anschaffung oder Herstellung sowie in den folgenden vier Wirtschaftsjahren zusätzlich 
Sonderabschreibungen in Höhe von insgesamt bis zu 20 % in Anspruch genommen werden. 
Ein Unternehmer kann also im ersten Jahr der Anschaffung bis zu 45 Prozent als Be-
triebsausgabe gewinnmindernd geltend machen. Er kann entscheiden, in welchem Jahr er 
wie viel Prozent der Sonderabschreibung beanspruchen will und damit die Höhe des Ge-
winns steuern. 
 
Beispiel: Ein Unternehmer will für seinen Betrieb im Jahr 2010 eine Maschine im Wert von 
netto 50.000 € anschaffen. Hierfür kann er bereits für 2009 einen Investitionsabzugsbetrag 
in Höhe von 40 % (= 20.000 €) der Anschaffungskosten in Anspruch nehmen, der sich in 
diesem Jahr auch gewinnmindernd auswirkt. 
 
Der Unternehmer kann die Bemessungsgrundlage für die weiteren Abschreibungen und 
Sonderabschreibungen auf 30.000 € vermindern, um die erforderliche außerbilanzielle Hin-
zurechnung auszugleichen. Schafft er nunmehr im Januar des Jahres 2010 die Maschine 
an, kann er eine Sonderabschreibung in Höhe von 20 % (= 6.000 €) und eine degressive 
Abschreibung in Höhe von 25 % (= 7.500 €), insgesamt also in Höhe von 13.500 €, ge-
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winnmindernd ansetzen. 

• Geringwertige Wirtschaftsgüter: Steuerpflichtige mit Gewinneinkünften müssen gering-
wertige Wirtschaftsgüter mit Netto-Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten bis 150 € sofort 
abschreiben. Liegt der Kaufpreis darüber, aber noch unter 1.000 €, müssen die Wirtschafts-
güter in einem Sammelposten zusammengefasst und unabhängig von der Verbleibensdauer 
im Unternehmen über einen Zeitraum von 5 Jahren gleichmäßig abgeschrieben werden. 
Hier kann es sinnvoll sein, ein qualitativ höherwertiges Wirtschaftsgut mit einem Preis über 
1.000€ anzuschaffen und die "Sonderabschreibung" in Anspruch zu nehmen, insbesondere 
wenn die Nutzungsdauer gering ist 
 
Beispiel: Der Unternehmer X schafft sich im Januar 2009 einen PC zu einem Preis von net-
to 1.200 € an. Der Computer wird nicht mehr im Sammelposten erfasst, da die Anschaf-
fungskosten 1.000 € übersteigen. Im Jahr 2009 können eine Sonder-Afa i. H. v. 240 € (20 % 
von 1.200€) sowie eine lineare Afa i. H. v. 400 € (33,33 % = Nutzungsdauer drei Jahre), ins-
gesamt also 640 €, geltend gemacht werden. Der PC ist in drei Jahren abgeschrieben. 
 
Im Bereich der Überschusseinkünfte (wie z. B. aus nicht selbstständiger Arbeit oder aus 
Vermietung und Verpachtung) gilt weiterhin die Grenze von 410 € für die Sofortabschrei-
bung. 

• Weihnachtsfeier/Betriebsveranstaltung: Arbeitgeber können ihren Arbeitnehmern bei Be-
triebsveranstaltungen - also z. B. für eine Weihnachtsfeier - bis 110 € (kein Bargeld) ein-
schließlich Umsatzsteuer je Veranstaltung und Arbeitnehmer steuerfrei zuwenden. Bei 
Überschreiten der Freigrenze ist der gesamte Betrag dem Lohn hinzuzurechnen und wird 
somit lohnsteuer- und sozialversicherungspflichtig. Die Zuwendungen können jedoch durch 
den Arbeitgeber mit 25 % pauschal versteuert werden; dann bleiben sie sozialversiche-
rungsfrei. 

• Abgeltungsteuer: Werden mit Aktien, die nach dem 31.12.2008 angeschafft wurden, Ver-
luste erzielt, werden diese von den Banken automatisch beachtet und vorgetragen. Ein Ver-
lustausgleich zwischen den Konten und Depots von Ehegatten bzw. unterschiedlicher Ban-
ken erfolgt nicht. Eine solche Verrechnung ist nur im Wege der Veranlagung möglich. Dazu 
muss der Anleger bis zum 15.12.2009 unwiderruflich  eine Verlustbescheinigung bei der 
Bank beantragen. Ein Verlustvortrag durh die Bank entfällt dadurch. 

• Änderungen im Umsatzsteuerrecht ab 2010: Ab dem 1.1.2010 gelten neue Bestimmun-
gen bezüglich des Ortes der sonstigen Leistung. Künftig wird i. d. R. wie folgt unterschieden: 

o Ist der Leistungsempfänger eine Privatperson, also kein Unternehmer, gilt als Ort 
der sonstigen Leistung der Sitz des leistenden Unternehmers bzw. der Betriebsstät-
te.  

o Ist der Leistungsempfänger Unternehmer, gilt als Ort der sonstigen Leistung der Sitz 
des Leistungsempfängers. 

 
Wegen der Komplexität des Themas wird an dieser Stelle dringend angeraten, sich bei Leis-
tungen an bzw. von ausländischen Unternehmen rechtzeitig beraten zu lassen.  
 

 

      Basiszins / Verzugszins 
 

 

• Verzugszinssatz ab 1.1.2002: (§ 288 BGB)  
 
Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern:  
Basiszinssatz + 5-%-Punkte   
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Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern:  
Basiszinssatz + 8-%-Punkte  

 

• Basiszinssatz nach § 247 Abs. 1 BGB  
maßgeblich für die Berechnung von Verzugszinsen 
 
01.07.2008 - 31.12.2008 = 3,19 % 
01.01.2009 - 30.6.2009 = 1,62 % 
seit 01.07.2009 = 0,12 %  

Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 
http://www.bundesbank.de/presse/presse_zinssaetze.php 
 
Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Informationsschreibens erfolgen, können erst 
in der nächsten Ausgabe berücksichtigt werden! 
 
 
 
 
 
 

 
Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. 

Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 


